
Volle Mobilisierung für 10,5 %/500 Euro!
Erzwingungsstreik!

Gegenwehr! Betriebs- und Gewerkschaftsinfo der Gruppe Arbeiter:innenmacht zur Tarifrunde im
Öffentlichen Dienst, Infomail 1214, 21. Februar 2023

Die „Arbeitgeber“verbände lehnen unsere Forderung ab. Angebot haben sie bis jetzt keines
vorgelegt. Sie „wissen“ nur eins: unsere Forderung sei „wirtschaftlich nicht verkraftbar“. Wir sagen:
8 % Inflation und die Reallohnverluste der letzten Jahre sind für uns nicht verkraftbar!

Nach den Coronajahren, in denen wir mit Einmalzahlungen abgespeist wurden, stehen wir nun
massiven Preissteigerungen gegenüber, die gerade bei Heizung, Energie und Lebensmitteln noch
über der offiziellen Inflationsrate liegen. Ein Ende dieser Entwicklung ist nicht in Sicht.

Wir dürfen uns aber auch nichts vormachen. Wenn wir unsere Forderungen durchsetzen, einen
Abschluss wollen, der über der Inflationsrate liegt, dann werden Warnstreiks nicht reichen. Wir
müssen uns auf eine politische Kraftprobe mit Bund und Kommunen einstellen, die nicht nur von den
Regierungen, sondern auch von der bürgerlichen Presse und vom Kapital in allen Branchen
unterstützt werden. Daher sollten wir uns nicht auf monatelange Rituale und Verhandlungen
einlassen, sondern möglichst schnell die Urabstimmung einleiten und einen landesweiten
Erzwingungsstreik aller Beschäftigten vorbereiten und durchführen.

Keine faulen Kompromisse! Nein zur Mogelpackung Einmalzahlung!

Unsere Gewerkschaften wie auch die Tarifkommission müssen Einmalzahlungen weiter eine Absage
erteilen und unsere Forderungen nach 10,5 % mehr Lohn, aber mind. 500 Euro bei einer Laufzeit
von 12 Monaten ohne Wenn und Aber vertreten.

Jedoch wenn wir die Tarifrunden der IG Metall oder IGBCE anschauen, müssen wir wachsam sein.
Dort wurden Einmalzahlungen vereinbart. Im Gegenzug wurden die Lohnforderungen
zurückgeschraubt sowie einer längeren Laufzeit zugestimmt. Bei der IG Metall wurde die hohe
Streikbereitschaft nicht genutzt. Das Ergebnis für die Beschäftigten: schon wieder Reallohnverlust.
Solche Mogelpackungen brauchen wir nicht.

Natürlich ist die Einmalzahlung für den Moment hilfreich. Aber der geht vorüber, die Inflation
bleibt. Auch auf die Rente wird sie nicht angerechnet und die Arbeit„geber“:innen sparen die
Krankenkassenbeiträge auf Kosten des Gesundheitswesens.

Tarifrunde von unten!

Eine der Lehren, die wir aus diesen Tarifrunden ableiten können: Wir können uns als Voraussetzung
für einen Erfolg nicht auf den Gewerkschaftsapparat verlassen! Die Vorbereitungen rund um die
Warnstreiks müssen genutzt werden, um Mitglieder zu gewinnen wie auch Mobilisierungsstrukturen
in den Betrieben und Einrichtungen aufzubauen.

Die beiden Krankenhausbewegungen in Berlin und Nordrhein-Westfalen haben gezeigt, dass ein
systematischer Gewinn von Mitgliedern wie auch erfolgreiche Tarifkämpfe selbst in Bereichen der
Pflege möglich sind, die noch vor Jahren von ver.di als nicht streikfähig angesehen wurden.
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Ob Gesundheitswesen, Bildung oder Verwaltung, ob Beschäftigte bei Bund oder Kommunen: Wir
müssen alle zusammenhalten und uns gegenseitig unterstützen! Wie die Kolleg:innen in den
Krankenhausbewegungen müssen wir unsere Forderungen selbst aufstellen und die
Tarifkommission muss ständig die Mitglieder informieren. Dafür sind Streik- oder
Streikdelegiertenversammlungen da!

Streikversammlungen als Kampfmittel!

Gute Beispiele stellen hier Anträge zur Aufkündigung der Schlichtungsvereinbarung dar. Ein solcher
wurde auf einer Berliner Arbeitsstreikversammlung mit großer Mehrheit angenommen. Von der
Aufstellung der Forderungen bis hin zur Streikführung und Entscheidung, wann der Streik zu Ende
ist, müssen wir selbst bestimmen und kontrollieren. Die Uniklinik Essen kann hier als positives
Beispiel für uns dienen. Dort wurden Delegierte aus allen Abteilungen in Streikkomitees gewählt
und auf Streikversammlungen zusammengeführt. Diese diskutierten die jeweiligen Verhandlungen
und beschlossen die weiteren Schritte des Arbeitskampfes wie auch seine Finanzierung. Die
Delegierten waren gegenüber den Streikversammlungen rechenschaftspflichtig. Auf solchen
regelmäßigen Streikversammlungen diskutieren dann die nach Tarif bezahlten Kolleg:innen den
weiteren Weg zur Durchsetzung unserer Forderungen.

Weitergehende Forderungen

Hier können wir dann auch Forderungen diskutieren und beschließen, die über die derzeitigen
Vorschläge für die Tarifrunde hinausgehen wie z. B. die starke Besteuerung großer Unternehmen
und DAX-Konzerne, die auch während der Pandemie oder Energiekrise ihre Taschen gefüllt haben
oder weiter füllen. Geld ist genug da! Deshalb können wir auch genauso gut die Wiedereinführung
der Vermögens- wie Einführung einer Übergewinnsteuer in unsere Forderungen mit aufnehmen.

Ein Verweis wie in der ver.di-Tarifbroschüre, dass die finanzielle Situation der Kommunen gar nicht
so schlecht sei, reicht hier nicht aus. Wichtiger ist hier, die Offenlegung der öffentlichen Finanzen
und aller Verträge zur Auslagerung öffentlicher Dienste zu fordern. Nur so können wir und die
Bevölkerung wirklich die Vorschläge der Gegenseite bewerten. Zusätzlich sollten wir auch jetzt
schon Forderungen diskutieren, wie dem Personalmangel entgegengesteuert werden kann. Er ist in
Krankenhäusern ebenso bekannt wie eklatant und stellt sich im Erzieher:innen- und Bildungsbereich
sowie den sozialen Diensten nicht anders dar. Ein Element hierfür liefert sicherlich eine bessere
Bezahlung. Wichtig ist darüber hinaus aber auch die Entlastung durch Einstellung zusätzlichen
Personals. Der Kampf darf hier nicht auf einzelne Bundesländer und unabhängige Tarifverträge
aufgeteilt werden. Hierfür benötigen wir unsere gesammelte Schlagkraft.

Vom Warnstreik zum unbefristeten Streik!

Diese wird von den Gewerkschaftsführungen auch in der derzeitigen Tarifrunde nicht ausgeschöpft.
Die bisher durchgeführten Aktionen, Aktionstage und zeitlich versetzte Warnstreik können nur erste
Schritte setzen. Aber sie reichen nicht. Wir müssen aber weitergehen und die volle Kampfkraft
möglichst rasch entfalten.

Auch wenn es durchaus Sinn macht, einzelne Themen an unterschiedlichen Streikaktionstagen in
den Vordergrund zu stellen, ist es unverständlich, warum nicht zu allen Warnstreiktagen die volle
Belegschaft zum Streik mobilisiert werden soll. Dadurch kann in der breiten Mitgliedschaft darüber
diskutiert werden, wie die unterschiedlichen Bereiche (Pflege, Bildung, Nahverkehr, Klimaschutz
etc.) gemeinsam gedacht und verknüpft werden sollen.



Einzelne Streiktage reichen nicht! Schluss mit der Zersplitterung! Gemeinsame
Aktionen mit Post, Bahn und allen anderen Kämpfen! Aufbau von
Unterstützungskomitees, um die Öffentlichkeit zu informieren!

Wir brauchen einen Erzwingungsstreik! Vorbereitung und Einleitung der
Urabstimmung anstatt monatelanger Verhandlungsrituale oder gar Schlichtung!

Für gläserne Tarifverhandlungen! Nein zu allen Gesprächen hinter verschlossenen
Türen! Verhandlungen sollen öffentlich über das Internet übertragen werden, keine
Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter den Mitgliedern! Rechenschaftspflicht
und Wahl der Tarifkommission durch die Basis!

Regelmäßige Streikversammlungen in allen Betrieben und Abteilungen! Wahl und
Abwählbarkeit der Streikleitungen durch die Mitglieder!

Kündigt das Schlichtungsverfahren!

Wir dürfen darüber hinaus nicht zulassen, dass die Gegenseite über den Weg des
Schlichtungsverfahrens den Streik aushebeln kann. Es gibt zwischen ver.di und dem
Arbeit„geber“:innenverband ein Schlichtungsabkommen. Wenn eine der beiden Parteien eine
Schlichtung einleiten will, ist das für beide Seiten zwingend. Während der Schlichtung herrscht
Friedenspflicht. Nach dem Scheitern dieses Verfahrens könnte zwar die Urabstimmung eingeleitet
werden. Aber aller Erfahrung zufolge ist nach einer längeren Phase der Friedenspflicht der
Schwung raus und es wird kaum noch möglich sein, die Kolleg:innen zu mobilisieren.

Deswegen stellt in allen Gremien Anträge, dass dieses Schlichtungsabkommen, das nur der
Arbeit„geber“:innenseite nützt, von ver.di sofort gekündigt werden muss! Anstatt Energie in ein
Schlichtungsverfahren zu stecken, sollten wir diese lieber in die Organisierung eines
flächendeckenden Vollstreiks aller Kolleg:innen investieren!
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